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Der Richterrat bestimmt bei allen personellen, sozialen, organisatorischen und sonstigen
innerdienstlichen Maßnahmen mit, die die Richterinnen und Richter insgesamt oder im Einzelfall
betreffen oder sich auf sie auswirken. Soweit Mitbestimmungsfälle über die beabsichtigten Maßnahmen
hinaus schutzwürdige persönliche Interessen der Richterin oder des Richters berühren, ist die
Mitbestimmung von der Zustimmung der betroffenen Person abhängig. In jedem Fall ist das den Vorsitz
des Richterrats führende Mitglied von der beabsichtigten Maßnahme zu unterrichten. Die Mitbestimmung
entfällt bei Organisationsentscheidungen der obersten Dienstbehörde, die auf deren verfassungsmäßigen
Rechten beruhen. Die Zuständigkeit des Richterrats besteht nicht in Angelegenheiten, die in die
Zuständigkeit des Präsidialrats fallen.
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